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Editorial

Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant,
verehrte Geschäftsfreunde,

das Logbuch verzeichnet auch zur GroKo-Halbzeit nicht viele Neuerungen, was das Steuerrecht betrifft. 
Sie finden sich vor allem im Bürokratieentlastungsgesetz III und im Klimaschutzpaket 2030. Bei beidem 
kann man sich fragen, ob die Maßnahmen effektiv sind und weit genug gehen. Darum soll es sich aber 
nicht drehen, sondern: Wie setzt man die Maßnahmen am besten um? Dazu beraten wir Sie gern – und 
berichten in dieser Ausgabe von „Contakt“.
Es gibt zudem wieder einige Gerichtsurteile, und wir informieren über weitere aktuelle Themen, die Sie 
interessieren könnten. Einmal mehr betrifft es unter anderem die Kasse und den Beleg. Hier treten im neuen 
Jahr Änderungen in Kraft, wie Sie den Medien sicher schon entnommen haben.
Schließlich stellen wir Ihnen neue Gesichter in der Crew unseres Kanzlei-Schiffes vor. Wir alle von 
Boche & Kollegen freuen uns, wenn wir Sie weiterhin durch die Steuergewässer lotsen dürfen. 
Auch dieses Jahr werden wir keine Weihnachtskarten verschicken, stattdessen lassen wir dem Kinder-
garten „Entdeckerland“ in Finsterwalde sowie dem McDonald Haus für schwerkranke Kinder in Cottbus 
je 1.000 Euro zukommen. So wünschen wir Ihnen auf diesem Weg geruhsame Festtage und für das 
Jahr 2020 nur das Beste. 

Herzlichst
Toni Boche, Gundel Boche, Uwe Boche, Cornelia Graß-Lilienweiß und Matthias Butt
Steuerberater
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Neuerungen im Steuerrecht

Bundesregierung beschließt 
Entwurf Bürokratieentlastungsgesetz III
In der Sitzung des Bundeskabinetts am 18.9.2019 wurde der Entwurf 
des Bürokratieentlastungsgesetzes III beschlossen. Neu enthalten ist 
in dem Entwurf eine Erleichterung für Neugründer bei der Umsatz-
steuer-Voranmeldung. Am 8.11.2019 erfolgte die Zustimmung durch 
den Bundesrat.

Vierteljährliche Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmeldung 
für Neugründer
Die vierteljährliche statt monatliche Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmel-
dung für Existenzgründer war nicht im Referentenentwurf, aber bereits im 
Eckpunktepapier für das Bürokratieentlastungsgesetz III vorgesehen, das 
das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) im Mai 2019 
veröffentlicht hatte. Nun wurde die Maßnahme im Regierungsentwurf hin-
zugefügt. Zugunsten der Gründer wird daher zeitlich befristet die Anwen-
dung des § 18 Abs. 2 Satz 4 UStG über einen neuen § 18 Abs. 2 Satz 
6 ausgesetzt, wenn die im konkreten Fall zu entrichtende Umsatzsteuer 
voraussichtlich 7.500 Euro nicht überschreitet. Hierzu wird in den Fällen, 
in denen der Unternehmer seine Tätigkeit nur in einem Teil des vorange-
gangenen Kalenderjahres ausgeübt hat, die tatsächliche Steuer in eine Jah-
ressteuer umgerechnet und in den Fällen, in denen der Unternehmer seine 
Tätigkeit im laufenden Kalenderjahr aufnimmt, die voraussichtliche Steuer 
des laufenden Kalenderjahres maßgebend sein.
Gilt für die Besteuerungszeiträume 2021 bis 2026

Anhebung der umsatzsteuerlichen Kleinunternehmergrenze
Nach § 19 Abs. 1 Satz 1 UStG wird die Umsatzsteuer von inländischen Un-
ternehmern nicht erhoben, wenn der Umsatz im vergangenen Kalenderjahr 

die Grenze von 22.000 Euro (statt derzeit 17.500 Euro) nicht überstiegen 
hat und 50.000 Euro (wie bisher) im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich 
nicht übersteigen wird. Die Anhebung soll der seit der letzten Anpassung 
erfolgten allgemeinen Preisentwicklung Rechnung tragen.
Nach dem Referentenentwurf sollte die Regelung ab dem Tag nach Ver-
kündung des Gesetzes gelten. Wäre das Gesetz so noch in diesem Jahr 
verkündet worden, hätte das zur Folge gehabt, dass alle Unternehmer mit 
Vorjahresumsätzen zwischen 17.501 und 22.000 Euro plötzlich Kleinunter-
nehmer gewesen wären, wenn ihr voraussichtlicher Umsatz im laufenden 
Jahr 50.000 Euro nicht übersteigt. Wohl aus diesem Grund wurde das Da-
tum des Inkrafttretens dieser Regelung nun im Regierungsentwurf auf den 
1.1.2020 gelegt.

Steuerbefreiung für betriebliche Gesundheitsförderung
Um den Arbeitgebern künftig den Spielraum zu erweitern, ihren Arbeit-
nehmern spezielle Gesundheitsleistungen anbieten oder entsprechende Zu-
schüsse zu Gesundheitsmaßnahmen leisten zu können, wird der Freibetrag 
in § 3 Nr. 34 EStG von 500 Euro auf 600 Euro je Arbeitnehmer im Kalen-
derjahr angehoben.
Gilt für Veranlagungszeiträume/Lohnzahlungszeiträume ab 2020

Lohnsteuerliche Pauschalierungsgrenze für Beiträge 
zu einer Gruppenunfallversicherung
Nach § 40 b Abs. 3 EStG kann der Arbeitgeber die Beiträge für eine Gruppen-
unfallversicherung mit einem Pauschsteuersatz von 20 % erheben, wenn der 
steuerliche Durchschnittsbetrag ohne Versicherungsteuer 62 Euro im Kalen-
derjahr nicht übersteigt. Dieser Grenzbetrag wird auf 100 Euro angehoben.
Gilt für Lohnzahlungszeiträume ab 2020

Grenze zur Lohnsteuerpauschalierung für Teilzeitbeschäf-
tigte und geringfügig Beschäftigte
Eine Pauschalierung der Lohnsteuer mit 25 % des Arbeitslohns wird bei 
kurzfristig beschäftigten Arbeitnehmern zukünftig nach § 40 a Abs. 1 Satz 2 
zulässig sein, wenn der durchschnittliche Arbeitslohn je Arbeitstag 
120 Euro (statt 72 Euro) nicht übersteigt. Außerdem wird der pauscha-
lierungsfähige durchschnittliche Stundenlohn in § 40 a Abs. 4. Nr. 1 von 
12 Euro auf 15 Euro erhöht. Neu eingefügt wird § 40 a Abs. 7 EStG, wo-
nach unter Verzicht auf den Abruf von elektronischen Lohnsteuerabzugs-
merkmalen die Lohnsteuer für Bezüge von kurzfristigen, im Inland ausge-
übten Tätigkeiten beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer, die einer 
ausländischen Betriebsstätte des Arbeitgebers zugeordnet sind, mit einem 
Pauschsteuersatz von 30 % des Arbeitslohns erhoben wird. Eine kurzfristi-
ge Tätigkeit liegt danach nur vor, wenn die im Inland ausgeübte Tätigkeit 
18 zusammenhängende Arbeitstage nicht übersteigt.
Gilt für Lohnzahlungszeiträume ab 2020

Erleichterungen außerhalb des Steuerrechts:
elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung
Arbeitnehmer müssen noch immer ihre Krankschreibungen bei ihrem Ar-
beitgeber in Papierform einreichen. Zukünftig sollen die Krankenkassen den 
Arbeitgeber auf Abruf elektronisch über Beginn und Dauer der Arbeitsun-
fähigkeit seines gesetzlich versicherten Arbeitnehmers sowie über den Zeit-
punkt des Auslaufens der Entgeltfortzahlung informieren.
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Neuerungen im Steuerrecht

Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 
im Steuerrecht
Das Bundeskabinett hat am 16.10.2019 den Regierungsentwurf für 
die steuerlichen Aspekte des Klimaschutzpakets der Bundesregierung 
beschlossen. Der Bundesrat muss noch zustimmen. Der Bundestag hat 
das Gesetz am 15.11.2019 verabschiedet.

Erhöhung der Entfernungspauschale
In einem neuen § 9 Abs. 1 Satz 4 EStG wird die Entfernungspauschale für 
Berufspendler ab 2021 auf 35 Cent ab dem 21. Kilometer erhöht. Ein neu-
er § 9 Abs. 1 Satz 5 EStG stellt klar, dass dies auch für Familienheimfahr-
ten im Rahmen eines beruflich veranlassten doppelten Haushalts zählt. Die 
Regelungen gelten entsprechend bei der Ermittlung der nicht abziehbaren 
Aufwendungen für die Wege des Steuerpflichtigen zwischen Wohnung und 
Betriebsstätte und für Familienheimfahrten (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 Satz 4 
EStG).
Gilt für die Veranlagungszeiträume 2021 bis 2026

Mobilitätsprämie für geringe Einkommen
In den neuen §§ 101 bis 109 EStG soll für Pendler, die mit ihrem zu versteu-
ernden Einkommen innerhalb des Grundfreibetrags liegen, die Möglich-
keit geschaffen werden, alternativ zu den erhöhten Entfernungspauscha-
len von 35 Cent ab dem 21. Entfernungskilometer eine Mobilitätsprämie 
in Höhe von 14 % dieser erhöhten Pauschale zu beantragen. So soll auch 
in den Fällen eine Entlastung erreicht werden, in denen ein höherer Wer-
bungskostenabzug infolge der erhöhten Entfernungspauschalen zu kei-
ner entsprechenden steuerlichen Entlastung führt. Bei Arbeitnehmern gilt 
dies nur, soweit durch die erhöhten Entfernungspauschalen zusammen mit 
den übrigen Werbungskosten, die im Zusammenhang mit den Einnahmen 
aus nichtselbstständiger Arbeit stehen, der Werbungskostenpauschbetrag 
überschritten wird. Die Mobilitätsprämie beträgt 14 % dieser Bemessungs-

grundlage, was dem Eingangssteuersatz im Einkommensteuertarif ent-
spricht.
Gilt für die Veranlagungszeiträume 2021 bis 2026

Energetische Gebäudesanierung
Energetische Sanierungsmaßnahmen an selbstgenutztem Wohneigentum 
werden ab 2020 für einen befristeten Zeitraum von 10 Jahren durch einen 
prozentualen Abzug der Aufwendungen von der Steuerschuld gefördert. 
Hierzu wird ein neuer § 35 c EstG eingefügt. Förderfähig sind danach Ein-
zelmaßnahmen, die auch von der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) als 
förderfähig eingestuft sind, wie

• die Wärmedämmung von Wänden, Dachflächen oder Geschossdecken,
• die Erneuerung der Fenster oder Außentüren,
• die Erneuerung bzw. der Einbau einer Lüftungsanlage,
• die Erneuerung einer Heizungsanlage,
•  der Einbau von digitalen Systemen zur energetischen 

Betriebs- und Verbrauchsoptimierung und
• die Optimierung bestehender Heizungsanlagen.

Je Objekt beträgt die Steuerermäßigung 20 % der Aufwendungen, maxi-
mal insgesamt 40.000 Euro. Im Referentenentwurf des Bundesfinanzmi-
nisteriums (BMF) lag die Maximalhöhe noch bei 20.000 Euro. Der Abzug 
von der Steuerschuld erfolgt im Jahr des Abschlusses der Maßnahme und im 
folgenden Kalenderjahr in Höhe von höchstens 7 % der Aufwendungen – 
höchstens jeweils 14.000 Euro – und im zweiten folgenden Kalenderjahr in 
Höhe von 6 % der Aufwendungen – höchstens 12.000 Euro.
Gilt ab 1.1.2020

Fernreisen mit der Bahn
Nicht nur wie bisher im Nahverkehr, sondern für sämtliche Zugreisen gilt 
nach § 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG zukünftig der ermäßigte Umsatzsteuersatz 
von 7 %. Die Deutsche Bahn kündigte bereits an, dass die Preise sinken sol-
len. Die sonst zum Jahresende oft übliche Preiserhöhung soll es nicht ge-
ben. Im Gegenzug zu dieser Steuersenkung soll die Luftverkehrsteuer für 
Starts von deutschen Flughäfen zum 1.1.2020 steigen.
Gilt ab 1.1.2020

Nicht in diesem Gesetz enthaltene Maßnahmen
Bereits mit dem Jahressteuergesetz (JStG) 2019 soll die Halbierung der Be-
messungsgrundlage bei der Dienstwagenbesteuerung für die private Nut-
zung eines batterieelektrischen Fahrzeuges oder eines Plug-in-Hybrid-Fahr-
zeuges bis 2030 verlängert werden. Die Bemessungsgrundlage soll mit 
dem Klimapaket zukünftig darüber hinaus für reine Elektrofahrzeuge bis 
zu einem Preis von 40.000 Euro von 0,5 % auf 0,25 % abgesenkt werden.
Zudem soll die Steuerbefreiung nach § 3 d Kraftfahrzeugsteuergesetz bis zum 
31.12.2025 verlängert werden. Es ist geplant, die auf 10 Jahre befristete 
Dauer der Steuerbefreiung bis längstens 31.12.2030 zu begrenzen.
In einem weiteren Schritt soll die von Bund und Herstellern getragene Kauf-
prämie ab 2021 für Pkw mit Elektro-, Hybrid- und Wasserstoff-/Brennstoffzel-
lenantrieb verlängert und für Autos unter 40.000 Euro angehoben werden.

Zum Zeitpunkt der Drucklegung unserer Zeitschrift stoppte der Bundesrat 
einzelne steuerrechtliche Neuregelungen des Klimapakets und sprach sich 
einstimmig dafür aus, dazu den Vermittlungsausschuss von Bundestag und 
Bundesrat anzurufen.
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Neuerungen im Steuerrecht

Sonderabschreibung 
für den Mietwohnungsneubau
In einem neuen § 7 b EStG wurde eine Sonderabschreibung für den 
Mietwohnungsneubau verankert. Nachdem der Bundestag dafür be-
reits Ende November 2018 grünes Licht gegeben hatte, ist die Zustim-
mung des Bundesrats erst im Juni 2019 erfolgt.

Grundsätzliche Ausgestaltung der neuen 
Sonderabschreibung
Die neue Sonderabschreibung kann ausschließlich für neue Wohnungen in 
Anspruch genommen werden. Sie ist neben der regulären linearen Abset-
zung für Abnutzung (AfA) nach § 7 Abs. 4 EStG vorzunehmen und soll im 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden 3 Jahren bis zu 
jährlich 5 % betragen. Weitere Voraussetzungen für die Sonderabschrei-
bungen sind: 

1. Neuer, bisher nicht vorhandener Wohnraum
Durch Baumaßnahmen muss aufgrund eines nach dem 31.8.2018 und vor 
dem 1.1.2022 gestellten Bauantrags oder einer in diesem Zeitraum getä-
tigten Bauanzeige neuer, bisher nicht vorhandener Wohnraum in einem 
Gebäude geschaffen werden, der für die entgeltliche Überlassung zu Wohn-
zwecken geeignet ist und die Voraussetzungen des § 181 Abs. 9 BewG er-
füllt; hierzu gehören auch die Nebenräume einer Wohnung. Aufwendungen 
für das Grundstück und für die Außenanlagen sind – auch im Falle der An-
schaffung – nicht förderfähig. Der Finanzausschuss im Bundestag hat dafür 
gesorgt, dass im Gesetz klargestellt wird, dass Wohnungen nicht Wohn-
zwecken dienen, soweit sie zur vorübergehenden Beherbergung von Per-
sonen genutzt werden, wie zum Beispiel Ferienwohnungen. 

2. Obergrenze für Anschaffungs- oder Herstellungskosten
Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten dürfen 3.000 Euro je 
Quadratmeter nicht übersteigen. Fallen höhere Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten an, führt dies ohne weiteren Ermessensspielraum zum 
vollständigen Ausschluss der Förderung.

3. Dauer des Verwendungszwecks
Die Wohnung muss im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den 
folgenden 9 Jahren der entgeltlichen Überlassung zu Wohnzwecken 

dienen. Räume, die sowohl Wohnzwecken als auch betrieblichen oder be-
ruflichen Zwecken dienen, sind je nachdem, welchem Zweck sie überwie-
gend dienen, entweder ganz den Wohnzwecken oder ganz den betrieb-
lichen oder beruflichen Zwecken dienenden Räumen zuzurechnen. Das 
häusliche Arbeitszimmer des Mieters ist aus Vereinfachungsgründen den 
Wohnzwecken dienenden Räumen zuzurechnen.

Anlaufhemmung zur Rückgängigmachung
Ein Verstoß gegen die Nutzungsvoraussetzung führt zur rückwirkenden 
Versagung der bereits in Anspruch genommenen Sonderabschreibungen. 
Zunächst war im Gesetzentwurf für die Umsetzung dieser Rückgängig-
machung eine Anlaufhemmung der Festsetzungsverjährung bis zum 
10. Kalenderjahr nach dem Kalenderjahr der Anschaffung oder Herstellung 
vorgesehen.
Dieser langen Anlaufhemmung bedarf es nach Ansicht des Gesetzgebers aller-
dings nur für Fälle, in denen erst im letzten Jahr der Verwendungs-/Halte-
frist ein solches schädliches Ereignis eintritt. Daher orientiert sich die An-
laufhemmung der Festsetzungsverjährung nun entsprechend § 175 Abs. 1 
Satz 2 AO am Eintritt des schädlichen Ereignisses und regelt somit bei frühe-
rem Eintritt dieses Ereignisses auch einen früheren Beginn der Festsetzungs-
frist. Der Gesetzgeber führt zur Begründung an, der Wegfall der Vermietung 
und auch die Veräußerung seien aus der Steuererklärung ersichtlich.

Bemessungsgrundlage für die Sonderabschreibungen
Die Bemessungsgrundlage für die Sonderabschreibungen wird auf maxi-
mal 2.000 Euro je Quadratmeter Wohnfläche begrenzt. Liegen die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten darunter, sind diese in der tatsächlich ange-
fallenen Höhe den Sonderabschreibungen zugrunde zu legen.

EU-rechtliche Voraussetzungen
Die Sonderabschreibungen werden nur gewährt, soweit die EU-rechtlichen 
Voraussetzungen bezüglich De-minimis-Beihilfen eingehalten sind. Unter 
anderem darf hiernach der Gesamtbetrag der einem einzigen Unterneh-
men gewährten De-minimis-Beihilfe während 3 Veranlagungszeiträumen 
200.000 Euro nicht übersteigen.
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Aus der Rechtsprechung

Bewirtungskosten: 
Vorsteuerabzug auch ohne Bewirtungsbeleg?
Wer gegen die Aufzeichnungspflichten für Bewirtungsaufwendungen 
verstößt, muss nicht gleich um den Vorsteuerabzug bangen – zumin-
dest dann nicht, wenn die unternehmerische Verwendung der Bewir-
tungsleistungen nachgewiesen ist und die Aufwendungen nach allge-
meiner Verkehrsauffassung als angemessen zu beurteilen sind.

Hintergrund
Der Kläger war als selbstständiger Unternehmensberater tätig. Für das Jahr 
2013 machte er Vorsteuern in Höhe von 641 Euro für von ihm getätigte Be-
wirtungsaufwendungen aus Geschäftsessen mit seinen Geschäftspartnern 
geltend. Das Finanzamt lehnte den Vorsteuerabzug ab, da die erforderli-
chen Eintragungen zu dem Anlass und den Teilnehmern der Bewirtung auf 
den Bewirtungsbelegen fehlten. Obwohl der Kläger im Einspruchsverfahren 
die fehlenden Eintragungen auf den Bewirtungsbelegen nachholte, blieb 
das Finanzamt bei seiner ablehnenden Haltung.

Entscheidung
Das Finanzgericht entschied jedoch zugunsten des Klägers. Zum Nachweis 
der Höhe und der betrieblichen Veranlassung der Aufwendungen muss der 
Steuerpflichtige zeitnah und fortlaufend schriftlich angeben: den Ort, den 
Tag, die Teilnehmer und den Anlass der Bewirtung sowie die Höhe der Auf-
wendungen. Dass diese Formerfordernisse erst nachträglich im Einspruchs-
verfahren, also erst 4 Jahre nach erfolgter Bewirtung, stattfanden, schloss 
nach Auffassung des Finanzgerichts den Vorsteuerabzug nicht aus. Ein Ver-
stoß gegen die einkommensteuerrechtlichen Aufzeichnungspflichten für Be-
wirtungsaufwendungen (z. B. ein fehlender Bewirtungsbeleg) führt nämlich 
nicht gleich zur Versagung des Vorsteuerabzugs.
Vielmehr war für die Richter umsatzsteuerlich allein entscheidend, ob der 
Bewirtungsaufwand betrieblich veranlasst und nach allgemeiner Verkehrs-
auffassung als angemessen zu beurteilen war. Die Versagung des Vorsteu-
erabzugs allein auf Grundlage der Nichteinhaltung von Formvorschriften 
hätte eine nicht zulässige Belastung des Steuerpflichtigen dargestellt.
Ein weiteres Argument, das für den Vorsteuerabzug sprach: Aufgrund der 
überragenden Bedeutung des Vorsteuerabzugs für eine steuerneutrale Um-
satzbesteuerung legt der Europäische Gerichtshof den Vorsteuerabzug ein-
schränkende Formerfordernisse grundsätzlich restriktiv aus. Deshalb kann 
zum Beispiel auch eine Rechnung rückwirkend berichtigt werden.

Währungskursverlust bei Umschuldung eines 
Fremdwährungsdarlehens: Werbungskosten bei 
Vermietung und Verpachtung?
Wer ein Darlehen aufnimmt, um damit ein Fremdwährungsdarlehen 
abzulösen, das zur Anschaffung eines Vermietungsobjekts verwen-
det wurde, muss damit rechnen, dass das Finanzamt die Schuldzinsen 
nicht als Werbungskosten anerkennt. Das gilt zumindest dann, wenn 
mit dem Darlehen ein Währungskursverlust ausgeglichen wird.

Hintergrund
Der Kläger erwarb im Jahr 2002 eine Eigentumswohnung, deren Anschaf-
fungskosten von 54.000 Euro er durch Bankkredit finanzierte. Im Jahr 2005 
erwarb er eine weitere Wohnung für 56.500 Euro. Der Kläger nahm ein 
Bankdarlehen in Schweizer Franken bis zum Gegenwert von 105.000 Euro 
auf und verwendete das Darlehen dazu, die erste Wohnung umzuschulden 
und den Kaufpreis für die zweite Wohnung zu entrichten. Beide Wohnungen
nutzte der Kläger zunächst zu eigenen Wohnzwecken.
Im Jahr 2011 schuldete der Kläger das Fremdwährungsdarlehen um. Nach-
dem sich die Rückzahlungsverpflichtung inzwischen wegen der Währungs-
kursentwicklung auf 139.300 Euro erhöht hatte, nahm der Kläger ein 
Bausparkassendarlehen über 139.000 Euro auf und zahlte das Fremdwäh-
rungsdarlehen zurück. Seit dem Jahr 2013 werden die Wohnungen vermie-
tet. Im Jahr 2014 zahlte der Kläger auf das Bausparkassendarlehen Zinsen 
in Höhe von 6.600 Euro, die er als Werbungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung geltend machte. Das Finanzamt berücksich-
tigte die Zinsen jedoch nur anteilig, da sie teilweise auf die Finanzierung 
des Währungsverlustes entfielen. Das Finanzgericht wies die Klage ab.

Entscheidung
Der Bundesfinanzhof entschied, dass Zahlungen, mit denen Kursverluste 
bei Fremdwährungsdarlehen ausgeglichen werden, nicht als Werbungskos-
ten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung abziehbar sind. 
Das Wechselkursrisiko ist nicht durch die Vermietung und Verpachtung ver-
anlasst. Das gilt auch dann, wenn das auf fremde Währung lautende Darle-
hen zur Bezahlung von Anschaffungs- oder Herstellungskosten verwendet 
worden ist. Der Mehraufwand fällt wie die Tilgung in die nicht steuerbare 
Vermögenssphäre.
Dementsprechend schied auch im vorliegenden Fall der Werbungskosten-
abzug für den auf den Währungsverlust in der Höhe von 39.000 Euro ent-
fallenden Zinsanteil aus. Denn wenn schon ein Fremdwährungskursverlust 
nicht durch Vermietung und Verpachtung veranlasst ist, gilt dies erst recht 
für die Schuldzinsen zur Finanzierung dieses Verlustes. Mit der Umschul-
dung des Fremdwährungsdarlehens realisierte und bezahlte der Kläger den 
Kursverlust. Zur Finanzierung des erhöhten Rückzahlungsaufwands nahm 
er Darlehensmittel in Anspruch. Mit der Umschuldung übernahm der Klä-
ger nicht nur die Verpflichtung zur Rückzahlung des Darlehens, sondern 
zugleich das Wechselkursrisiko. Dieses Risiko war nicht durch die späte-
re Vermietung veranlasst. Zwar wirkte sich das Wechselkursrisiko im Zeit-
punkt der Anschaffung nicht aus, aber im Zeitpunkt der Umschuldung. Das 
umgeschuldete Darlehen war deshalb nur in Höhe der ursprünglichen An-
schaffungskosten durch die spätere Vermietung veranlasst. In Höhe des bei 
Umschuldung realisierten Währungskursverlustes bestand dieser Zusam-
menhang nicht. Das Umschuldungsdarlehen war deshalb aufzuteilen.
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Aus der Rechtsprechung

Elektronisches Fahrtenbuch: 
Strenge Anforderungen sind zu erfüllen
Ein Fahrtenbuch ordnungsgemäß zu führen, ist nicht ganz einfach. 
Noch schwieriger ist das Führen eines elektronischen Fahrtenbuchs. So 
ist die unmittelbare elektronische Erfassung lediglich der Fahrtwege 
durch ein technisches System nicht ausreichend, denn zusätzlich muss 
der Anlass jeder Fahrt zeitnah erfasst werden.

Hintergrund
Der Steuerpflichtige war Arbeitnehmer und nutzte einen Dienstwagen. Die-
ser stand ihm auch für private Fahrten zur Verfügung. Zur Ermittlung des 
steuerpflichtigen Privatanteils nutzte er eine sogenannte Telematik-Lösung, 
die unter anderem über die Funktion „elektronisches Fahrtenbuch“ verfüg-
te. Die Hardware war mit einem GPS-Empfänger ausgestattet. Sie übermit-
telte über das Mobilfunknetz jeweils die aktuelle Position und zeichnete die 
Bewegungsdaten auf einem zentralen Server auf. Damit wurde das elek-
tronische Fahrtenbuch erstellt. Das Finanzamt erkannte dieses Fahrtenbuch 
nicht als ordnungsgemäß an, sondern ermittelte den geldwerten Vorteil an-
hand der 1-%-Methode.

Entscheidung
Die Klage des Arbeitnehmers vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 
Dieses wies die Klage ab und verwarf das Fahrtenbuch als nicht ordnungs-
gemäß. Es müssen alle Angaben, die für ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch erforderlich sind, zeitnah in das Fahrtenbuch eingetragen werden. 
Vorliegend wurden dagegen nur die Fahrten, die nicht als privat gekenn-
zeichnet wurden, im Rahmen der technischen Verfügbarkeit des Gerätes 
(nicht ausgeschaltet und nicht gestört) aufgezeichnet und in einer zentralen 
Datenbank gespeichert. Zu den durch das GPS-Modul ermittelbaren Anga-
ben der Fahrten gehörten Ort und Zeit des Beginns und des Endes der Fahrt.
Die weiteren unverzichtbaren Angaben zu den jeweils aufgesuchten Kun-
den oder Geschäftspartnern oder die Angabe des konkreten Gegenstandes 
der dienstlichen Verrichtung mussten von dem Anwender ergänzt werden, 
denn diese Angaben konnte das Programm ohne die Mitwirkung des Steu-
erpflichtigen nicht den einzelnen Fahrten zuordnen. Diese unerlässlichen 
Ergänzungen zu den betrieblichen Anlässen der Fahrten müssen für ein 
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch ebenfalls zeitnah erfolgen. Die vom Kläger 
vorgelegten Fahrtenbücher enthielten jedoch ausdrücklich keine Angaben 
dazu, wann diese Angaben zu den Fahrtanlässen in der Datenbank ergänzt 
wurden. Eindeutige Datumsangaben fehlten. Dies sprach nach Ansicht des 
Gerichts gegen eine zeitnahe Führung der Fahrtenbücher.

Pensionszahlungen an einen beherrschenden 
Gesellschafter
Erhält ein beherrschender Gesellschafter, der auch als Geschäftsfüh-
rer tätig ist, ein Gehalt und Pensionszahlungen, so müssen nach dem 
Finanzgericht Münster die Pensionszahlungen nicht zwingend ver-
deckte Gewinnausschüttungen darstellen.

Hintergrund
Eine GmbH bestellte bis 2010 ihren Alleingesellschafter zum Geschäftsfüh-
rer. Aus Altersgründen wurde er dann abberufen. Er erhielt aufgrund einer 
Pensionszusage der GmbH monatliche Pensionszahlungen. Mit der Nachfol-
gerin des Geschäftsführers gab es jedoch Konflikte. Der Alleingesellschafter 
wurde deshalb 2011 erneut zum Geschäftsführer bestellt. Der Gesellschaf-
ter erhielt dafür eine monatliche Vergütung, die weniger als 10 % seiner frü-
heren Geschäftsführervergütung betrug. Die GmbH bezahlte ihm außerdem 
die Pension weiter. Strittig war, wie die Pensionszahlungen zu qualifizieren 
sind. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass hier verdeckte Gewinn-
ausschüttungen (vGA) vorliegen, und änderte den Körperschaftsteuerbe-
scheid entsprechend. Die GmbH wehrte sich dagegen und argumentierte, 
dass die Wiedereinstellung ihres Gesellschafters als Geschäftsführer aus 
betrieblichen Gründen erfolgt sei. Die Tätigkeit seiner Nachfolgerin als Ge-
schäftsführerin habe zu Konflikten mit den Auftraggebern geführt und es 
habe die Gefahr des Verlustes von Aufträgen bestanden.

Entscheidung
Das Finanzgericht Münster entschied zugunsten der Klägerin und vernein-
te das Vorliegen einer verdeckten Gewinnausschüttung. Das Gericht wies 
darauf hin, dass der Bundesfinanzhof zwar die Auffassung vertrete, der ei-
gentliche Zweck einer Pensionszusage werde verfehl, wenn bei fortbeste-
hender entgeltlicher Geschäftsführeranstellung Altersbezüge geleistet wür-
den. In diesem Streitfall seien aber dennoch der Fremdvergleich als gewahrt 
anzusehen und die Zahlung des Geschäftsführergehaltes neben den Pen-
sionsleistungen nicht als gesellschaftlich veranlasste Vorteilszuwendung 
einzuordnen. Die Wiedereinstellung des Gesellschafters sei bei Beginn der 
Pensionszahlungen noch nicht beabsichtigt gewesen. Die erneute Tätigkeit 
erfolgte allein im Interesse der Klägerin. Die Vergütung für die Tätigkeit war 
nach Auffassung des Finanzgerichts Münster kein vollwertiges Gehalt, son-
dern hatte nur Anerkennungscharakter.

FG Münster, Urteil vom 25.7.2019, 10 K 1583/19 K, 
veröffentlicht mit Meldung vom 2.9.2019
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Aus der Praxis, für die Praxis: Dokumentenmanagement

6 gute Gründe für ein digitales Ablagesystem

Die Ablage im Büro ist für viele eine zeitaufwendige und nervenaufrei-
bende Verwaltungsaufgabe. Dabei gibt es inzwischen eine sinnvolle 
Alternative zum klassischen Büro-Triathlon „Lochen, Heften, Suchen“.

Von Uwe Boche

Der Traum vom komplett papierlosen Büro wird wohl eher einer bleiben. Aber 
es lohnt sich, an einem papierarmen Büro zu arbeiten. Unternehmen, die das 
digitale Dokumentenmanagementsystem (DMS) bereits nutzen, möchten es 
nicht mehr missen. Hier die aus unserer Sicht 6 wichtigsten Gründe:

1. Sie schonen die Umwelt
Wussten Sie, dass der deutsche Büroangestellte im Schnitt 30 Seiten täglich 
produziert? Das sind über 7.000 Blatt Papier pro Jahr! Das entspricht mehr 
als 14 Paketen mit 500 Blatt! Wir Deutschen verbrauchen jährlich 22,4 Mil-
lionen Tonnen Papier. Die Umweltkosten dafür sind enorm, denn für ein 
handelsübliches Päckchen Kopierpapier (500 Blatt DIN A4, 2,3 kg) werden 
7,5 Kilogramm Holz, 130 Liter Wasser und 26,8 Kilowattstunden Energie 
benötigt.

2. Weniger Platz und niedrigere Raumkosten
Weniger Platz für all das Papier bedeutet auch weniger notwendige Büro-
fläche. Die Kosten von Bürofläche bzw. die Einsparung von Bürofläche lässt 
sich ganz genau in Euro messen. Mit einem papierlosen Büro sparen Sie 
also Fixkosten – Monat für Monat.

3. Höhere Konzentration
Liegen auf Ihrem Schreibtisch Papierstapel herum, werden Sie ständig an 
unerledigte Dinge erinnert. Das erzeugt Stress – den Sie sich mit einem pa-
pierlosen Büro sparen können.

4. Höhere Produktivität
Ist Ihr papierloses Büro gut durchdacht, brauchen Sie deutlich weniger Zeit, 
um Unterlagen zu finden. Untersuchungen besagen, dass ein Büroange-
stellter 2,5 Stunden seiner Zeit mit Suchen verbringt – und zwar pro Tag! 
Diese Zeit umfasst natürlich nicht nur die Suche nach Papierunterlagen, 
doch zum großen Teil vermutlich schon.

5. Optimierte Arbeitsabläufe
Sie und Ihre Kollegen haben jederzeit Zugriff auf die Unterlagen, die ge-
braucht werden (und freigegeben sind). Vorbei ist die Suche nach einem 
Dossier, das irgendwo auf einem Schreibtisch liegt, wobei der Kollege aber 
gerade im Urlaub ist.

6. Die papierlose Rechnungsabwicklung spart bares Geld
Die Erstellung und der Versand einer Papierrechnung kosten im Schnitt 
11,10 Euro. Eine digital erstellte und versendete Rechnung dagegen nur 
4,50 Euro. Das bedeutet: Sie sparen bei jeder Rechnung 6,60 Euro oder 
59 %. Stellen Sie also Ihre Ausgangsrechnungen auf digital um, gern unter-
stützen wir Sie dabei.

Natürlich ist die digitale Abwicklung der Eingangsrechnungen mit Zah-
lungsverkehr ebenfalls günstiger. Dazu unser Praxistipp: digitale Eingangs-
rechnungen zentral sammeln. Von verschiedenen Lieferanten wie Telekom, 
Stromanbietern und Co. erhalten Sie die Rechnungen bereits per E-Mail 
oder über ein Portal zur Verfügung gestellt. Richten Sie eine eigene E-Mail-
Adresse ein, zum Beispiel eingangsrechnungen@firmenname.de, und lei-
ten Sie sämtliche digitalen Eingangsrechnungen dorthin. So haben Sie je-
den Monat die unterschiedlichen Rechnungen gleich an einem Platz und 
können sie von dort aus weiterverarbeiten und leichter archivieren.

Eine digitale Ablage bringt: 
Sicherheit, Zeitersparnis, Raumgewinn.

Uwe Boche, Partner bei Boche & Kollegen, 
ist Steuerberater und Diplom-Ökonom.
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Kassenführung, Belegausgabe

Die Kasse und der Beleg

Im Jahr 2020 stehen einige Gesetzesänderungen an, was Kassenfüh-
rung und Belegausgabe betrifft. Hier finden Sie zusammengefasst, 
wie Sie alles richtig machen.

Von Toni Boche

Belegausgabe bei elektronischen Kassensystemen wird 
Pflicht
Ab 1.1.2020 müssen Sie immer einen Beleg ausgeben, im unmittelbaren 
zeitlichen Zusammenhang mit der Beendigung des Vorgangs und in ge-
druckter oder elektronischer Form – eine alleinige Anzeige in einem Kun-
dendisplay reicht nicht aus. Dies gilt auch, wenn der Kunde ausdrücklich 
keinen Beleg wünscht. Hingegen ist der Kunde nicht verpflichtet, den Beleg 
mitzunehmen.
Sie können beim zuständigen Finanzamt eine Befreiung von der Belegaus-
gabe im Einzelfall beantragen.

Es braucht eine Technische Sicherheitseinrichtung (TSE) 
Ab 30.9.2020 besteht die Pflicht, Ihre elektronische Kasse mit einer Tech-
nischen Sicherheitseinrichtung (TSE) zu schützen. Nicht TSE-fähige Modelle 
können Sie bis 31.12.2022 benutzen, wenn Sie jetzt schon die Grundsät-
ze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Auf-
zeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzu-
griff (GoBD) und die gesetzlichen Regelungen einhalten. Bitte beachten Sie 
hier auch die Digitale Schnittstelle der Finanzverwaltung für Kassensyste-
me (DSFinV-K). 
Kassen ohne TSE dürfen ab 1.1.2020 weder verkauft noch beworben oder 
sonst in Verkehr gebracht werden. 

Es gibt eine Meldepflicht
Elektronische Kassensysteme und die TSE müssen bis 30.9.2020 auf einem 
amtlichen Vordruck angemeldet werden. Dazu sind folgende Angaben nötig:

• Steuernummer des Steuerpflichtigen (USt-ID oder Wirtschafts-ID)
• Art, Seriennummer und Zertifizierungs-ID der TSE
• Art des verwendeten elektronischen Aufzeichnungssystems
•  Anzahl und Standort der insgesamt eingesetzten elektronischen Auf-

zeichnungssysteme (je Betriebsstätte/Einsatzort)
• Seriennummer des verwendeten elektronischen Aufzeichnungssystems
• Datum der Anschaffung
• Datum der Inbetriebnahme/Außerbetriebnahme

Alle Geschäftsvorgänge sind einzeln aufzuzeichnen 
Die Aufzeichnung der Geschäftsvorgänge muss vollzählig und lückenlos 
sein (Grundsatz der Einzelaufzeichnungspflicht; vgl. AEAO zu § 146 AO 
Nr. 2.1). Diese Pflicht gilt grundsätzlich unabhängig davon, ob Sie ein elek-
tronisches Aufzeichnungssystem oder eine offene Ladenkasse verwenden. 

Befreiung von Belegausgabeverpflichtung
Eine Befreiung im Sinne von § 148 AO kann nur für den jeweiligen Einzel-
fall beantragt und gewährt werden. Eine Befreiung kommt lediglich dann 
in Betracht, wenn nachweislich eine sachliche oder persönliche Härte für 
den einzelnen Steuerpflichtigen besteht. Die mit der Belegausgabepflicht 
entstehenden Kosten stellen für sich allein keine sachliche Härte im Sinne 
des § 148 AO dar. 
Bitte sprechen Sie uns hierzu gern an.

 

Auch wenn der Kunde ausdrücklich keinen wünscht: 
Ab 2020 ist immer ein Beleg auszugeben. 
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Kassenführung, Belegausgabe

Belege haben vollständig zu sein 
Ein Beleg muss mindestens enthalten: 

•  den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des leistenden 
Unternehmers,

•  das Datum der Belegausstellung und den Zeitpunkt des Vorgang-
beginns im Sinne des § 2 Satz 2 Nr. 1 sowie den Zeitpunkt der Vorgang-
beendigung im Sinne des § 2 Satz 2 Nr. 6,

•  die Menge und die Art der gelieferten Gegenstände oder den Umfang 
und die Art der sonstigen Leistung,

• die Transaktionsnummer im Sinne des § 2 Satz 2 Nr. 2,
•  das Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbetrag für die Lieferung 

oder sonstige Leistung in einer Summe sowie den anzuwendenden 
Steuersatz oder im Fall einer Steuerbefreiung einen Hinweis darauf, dass 
für die Lieferung oder sonstige Leistung eine Steuerbefreiung gilt, und

•  die Seriennummer des elektronischen Aufzeichnungssystems oder die 
Seriennummer des Sicherheitsmoduls.

Die Angaben auf einem Beleg müssen für jedermann ohne maschinelle Un-
terstützung lesbar sein. Ein Beleg kann in Papierform oder mit Zustimmung 
des Belegempfängers elektronisch in einem standardisierten Datenformat 
ausgegeben werden.

Die Artikel müssen genau erfasst werden 
Die Erfassung hat artikelgenau zu sein. Eine reine Buchung auf Warengrup-
pen (10 Euro auf Getränke, 10 Euro auf Speisen …) ist nicht zulässig. Wer-
den der Art nach gleiche Waren mit demselben Einzelverkaufspreis in einer 
Warengruppe zusammengefasst, wird dies nicht beanstandet, sofern die 
verkaufte Menge beziehungsweise Anzahl ersichtlich bleibt.
Hiervon sind auch Dienstleistungen betroffen.

Es gilt die Aufbewahrungspflichten einzuhalten
Die gesetzliche Aufbewahrungspflicht sollten Sie eher großzügig sehen, 
also die Kassenbelege besser länger als nötig aufheben. Es ist eine sichere 
und nicht änderbare Archivierung notwendig. Wir empfehlen die Archivie-
rung mit dem DATEV Kassenarchiv online. Es ist die Grundlage für die Über-
gabe ins Kassenbuch des DATEV Unternehmen Online (DUO). Die Vorteile 
dieser Lösung finden Sie unter www.datev.de.

Und schließlich: der Kassensturz
Der Amtsträger kann unter anderem zur Prüfung der ordnungsgemäßen 
Kassenaufzeichnungen einen sogenannten Kassensturz verlangen. Jede 
Kasse muss also kassensturzfähig sein. Wichtige Hinweise für den korrek-
ten Umgang sind:

• BAR/UNBAR
• Trinkgeld BAR/UNBAR 
• Trinkgeld Arbeitgeber/Arbeitnehmer
• Wechselgeld Einzahlung/Auszahlung
• Abschöpfung
• Buchen von Kasseneinnahmen, Kassenausgaben (Ein-/Auszahlung)

Der X/Z-Bericht muss den aktuellen Kassenbestand wiedergeben.
Bitte sprechen Sie uns zum Thema Kassenarchiv online und zur Übergabe 
ins Kassenbuch DATEV Unternehmen Online (DUO) gern an.

Toni Boche, Partner bei Boche & Kollegen, 
ist Steuerberater und Diplom-Betriebswirt (BA).
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Arbeitsverhältnisse

Freie Mitarbeit oder Scheinselbstständigkeit?

In Zeiten zunehmender Flexibilisierung des Arbeitsmarktes treten im-
mer häufiger sogenannte atypische Beschäftigungsverhältnisse in den 
Vordergrund. Anstatt eines unbefristeten sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsverhältnisses sind vermehrt freie Mitarbeiterverhältnisse 
attraktiver. Aber aufgepasst: Diese könnten als Scheinselbstständig-
keit eingeordnet werden.

Von Annett Thiel

Die Beschäftigung wird in § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV als nichtselbstständige 
Arbeit, speziell in einem Arbeitsverhältnis, definiert. Als typische Merkma-
le einer Beschäftigung gelten die Weisungsgebundenheit der Erwerbsper-
son und ihre betriebliche Eingliederung. Selbst wenn die Parteien von ei-
ner freien Mitarbeit ausgehen, bedeutet das nicht, dass die Arbeitsgerichte, 
Sozialversicherungsbehörden oder die Finanzverwaltung der gleichen An-
sicht sind.

Die tatsächlichen Umstände zählen, nicht die Bezeichnung
Nach der Rechtsprechung unterscheidet sich ein Beschäftigungsverhältnis 
von dem Rechtsverhältnis eines freien Dienstnehmers vor allem durch den 
Grad der persönlichen Abhängigkeit bei der Erledigung der Dienst- oder 
Werkleistung. Unterliegt der Beschäftigte einem Direktionsrecht seines Ver-
tragspartners, das Inhalt, Durchführung, Zeit, Dauer, Ort oder sonstige Mo-

dalitäten der zu erbringenden Tätigkeit betrifft, kann das schon ein hinrei-
chender Faktor einer persönlichen Abhängigkeit sein. Schließen die Parteien 
jedoch einen Dienst- oder Werkvertrag ab, so muss der Vertrag wirklich 
auch als solcher gelebt werden. Für die Abgrenzung sind in erster Linie 
die tatsächlichen Umstände der Leistungserbringung von Bedeutung, nicht 
aber die Bezeichnung.
Selbstständig ist im Allgemeinen jemand, der unternehmerische Entschei-
dungsfreiheit genießt, ein unternehmerisches Risiko trägt sowie unterneh-
merische Chancen wahrnimmt und Eigenwerbung betreibt. Zu den typi-
schen Merkmalen unternehmerischen Handelns gehört zum Beispiel, dass 
Leistungen im eigenen Namen und auf eigene Rechnung anstatt im Na-
men und auf eigene Rechnung des Arbeitgebers erbracht werden. Weiter-
hin zählen die Entscheidungsfreiheit über Einkaufs- und Verkaufspreise, Ein-
stellung von Personal und Einsatz von Kapital und Maschinen dazu.

Amtliche Genehmigung oder Zulassung hilfreich
Generell ist das Handwerk stark von Scheinselbstständigkeit betroffen. Die 
dort angesiedelten Berufsgruppen liegen klassisch im Bereich der Einzelun-
ternehmer. Scheinselbstständigkeit ist für einige Handwerker insbesonde-
re in Spezial- und Nischenbereichen verlockend. Die Wahrscheinlichkeit ist 
hoch, dass sie vom gleichen Unternehmen über mehrere Jahre beauftragt 
werden.
Wenn jemand für seine Unternehmung eine bestimmte amtliche Genehmi-
gung oder Zulassung benötigt, zum Beispiel die Eintragung in die Hand-
werksrolle, stützt dies die Annahme einer selbstständigen Tätigkeit, obwohl 
der Unternehmer vielleicht nur für einen Auftraggeber tätig ist und keine 
Mitarbeiter beschäftigt.

Prüfen lassen
Nach § 7 a Abs. 1 Satz 1 SGB IV können Beteiligte bei der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund beantragen, dass der Status des Erwerbstätigen 
festgestellt wird. Dieses Verfahren tritt gleichwertig neben das Verfahren 
der Einzugsstellen und der Rentenversicherungsträger als Prüfstellen. Das 
Antragsverfahren schließt auch die Entscheidung über die Versicherungs-
pflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung ein. 
Mit diesem Verfahren soll Rechtssicherheit darüber geschaffen werden, ob 
der Auftragnehmer selbstständig tätig oder abhängig beschäftigt und auf-
grund der Beschäftigung sozialversicherungspflichtig ist.

Wenn Scheinselbstständigkeit festgestellt wird
Wird ein freier Mitarbeiter sozialversicherungsrechtlich als Beschäftigter 
nach § 7 Abs. 1 SGB IV eingestuft, erwartet den Auftraggeber im schlimms-
ten Fall Folgendes:

•  Der Arbeitgeber ist im Außenverhältnis alleiniger Schuldner 
des Gesamtsozialversicherungsbeitrages.

•  Für die Vergangenheit kann der Arbeitgeber sowohl hinsichtlich der 
Arbeitgeber- als auch der Arbeitnehmeranteile in Anspruch genommen 
werden.

Eine weitere Konsequenz ist, dass der Arbeitgeber nicht mehr berechtigt ist, 
die ihm von dem Scheinselbstständigen in Rechnung gestellte Umsatzsteu-
er als Vorsteuer geltend zu machen, da es wegen der Arbeitnehmereigen-
schaft des Scheinselbstständigen an einer Rechnungstellung durch einen 
Unternehmer fehlt (§ 15 Abs. 1 UStG). Das Finanzamt wird den bereits vor-
genommenen Vorsteuerabzug rückabwickeln.

Annett Thiel ist Steuerfachangestellte und leitet zusammen mit 
Doris Maybaum das Mitarbeiterteam an unserem Standort Cottbus.
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Arbeitsverhältnisse

Doris Maybaum ist Steuerfachangestellte und leitet zusammen mit 
Annett Thiel das Mitarbeiterteam an unserem Standort in Cottbus.

Zu beachten bei den Jobtickets 
und Arbeit auf Abruf 
Haben Sie diese Gesetzesänderungen, die seit Anfang des Jahres 2019 
gelten, im Blick? 

Von Doris Maybaum

Arbeit auf Abruf: der Minijob in Gefahr
Die Definition von „Arbeit auf Abruf“ ist laut Teilzeitbefristungsgesetz 
(TzBfG) § 12: „Arbeitgeber und Arbeitnehmer können vereinbaren, dass der 
Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung entsprechend dem Arbeitsanfall zu er-
bringen hat (Arbeit auf Abruf). Wenn die Dauer der wöchentlichen Arbeits-
zeit nicht festgelegt ist, gilt eine Arbeitszeit von 20 Stunden als verein-
bart.“ Diese 20 Stunden als Wochenarbeitszeit unterstellt der Gesetzgeber 
bei fehlender Regelung erst seit 1.1.2019. Vorher lag sie bei 10 Stunden 
pro Woche!
Minijobs werden oft als Abrufarbeit ausgeführt. Arbeitgeber nutzen das 
Modell, damit sie flexibel auf den spontanen Arbeitsanfall reagieren kön-
nen. In der Praxis wird es gern zum Beispiel in der Gastronomie, bei Veran-
staltern oder im Handel beigezogen. Die Gesetzesänderung wirkt sich er-
heblich auf Minijobverhältnisse aus, wenn diese Arbeit auf Abruf ohne feste 
vertraglich geregelte Arbeitszeit praktiziert wird. Wenn Sie Abrufarbeitsver-
träge (Minijobs) unverändert lassen, werden daraus schnell sozialversiche-
rungspflichtige Jobs, weil die Geringfügigkeitsgrenze von 450 Euro über-

schritten wird: 2019 gilt ein Mindestlohn von 9,19 Euro. Bei 4,33 Wochen/
Monat ergibt das bei einer 20-Stunden-Woche 796,47 Euro/Monat (52 Wo-
chen/12). 2018 galt ein Mindestlohn von 8,84 Euro. Bei 4,33 Wochen/Mo-
nat ergab das bei einer 10-Stunden-Woche 382,77 Euro/Monat.
Wenn Sie lediglich einen Personalbogen vorhalten, in dem Sie den Stun-
denlohn fixieren, wird bei einer Prüfung durch den Rentenversicherungsträ-
ger ein Abrufarbeitsvertrag unterstellt. Nach der Neuregelung werden dann 
20 Stunden als wöchentliche Beschäftigung festgesetzt. Das hat schwer-
wiegende Folgen: Der Arbeitnehmer kann Lohn nachfordern und es droht 
eine Nachzahlung der Sozialversicherungsbeiträge – bis zu 4 Jahre rück-
wirkend.

Steuerfreie Jobtickets § 3 Nr. 15 EStG
Bei den steuerfreien Jobtickets handelt es sich um eine unentgeltliche oder 
verbilligte Zurverfügungstellung von Fahrausweisen und Zuschüssen des 
Arbeitgebers zum Erwerb von Fahrausweisen und Leistungen Dritter (Zu-
schüsse und Sachbezüge), die mit Rücksicht auf das Dienstverhältnis er-
bracht werden. In die Steuerbefreiung werden auch Fälle einbezogen, in 
denen der Arbeitgeber nur mittelbar (z. B. durch Abschluss eines Rahmen-
abkommens) an der Vorteilsgewährung beteiligt ist.
Arbeitgeberleistungen zu Taxifahrten und Arbeitgeberleistungen, die durch 
Umwandlung des ohnehin geschuldeten Arbeitslohns finanziert werden, 
sind nicht steuerbefreit. Seit 1.1.2019 sieht die Gesetzgebung jedoch vor, 
dass diese Arbeitgeberleistungen durch die Einführung einer Pauschalsteu-
er in der Höhe von 15 % abgegolten werden können.
Die steuerfreien Leistungen werden auf die Entfernungspauschale ange-
rechnet (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Satz 2 EStG).

Als Arbeitgeber sollten Sie (sofern noch nicht geschehen) Minijob-
verträge mit Abrufarbeit dringend prüfen und gegebenenfalls kurz-
fristig anpassen. Legen Sie die wöchentliche Arbeitszeit fest.
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Totalgewinnprognose / Digipedia

Den Vorwurf der Liebhaberei entkräften: 
Totalgewinnprognose

Es ist nicht immer selbstverständlich, dass Verluste steuerlich 
anerkannt werden. Das Finanzamt kann den Vorwurf der fehlenden 
Gewinnerzielungsabsicht erheben. In diesen Fällen spricht das Steu-
errecht von einer Liebhaberei.

Von Verena Bahrig

Bei allen Einkünften nach § 2 EStG muss die Absicht vorliegen, Gewinne zu 
erzielen und sich am wirtschaftlichen Verkehr zu beteiligen. Die Entschei-
dung einer Neugründung darf sich also nicht auf das persönliche Interesse 
und Neigungen des Steuerpflichtigen berufen.
Wird eine Tätigkeit als Liebhaberei angesehen, ist der daraus resultieren-
de Verlust grundsätzlich nicht von steuerlicher Bedeutung und mindert das 
zu versteuernde Einkommen nicht. Davon unbenommen sind Anlaufverlus-
te, zu denen es bei der Neugründung eines Unternehmens durchaus kom-
men kann.
Der Steuerpflichtige ist verpflichtet, eine objektive Beweislast zu erbringen. 
Für die Prüfung der Gewinnerzielungsabsicht ist die Totalgewinnprogno-
se erforderlich. Diese setzt sich zusammen aus den in der Vergangenheit 
erzielten Gewinnen/Verlusten, den zu erwartenden laufenden Gewinnen/
Verlusten und dem bei Beendigung zu erwartenden Veräußerungsgewinn/ 
-Verlust. Als Prognosezeitraum zum Beispiel bei der Vermietung und Ver-
pachtung setzt die Rechtsprechung einen Zeitraum von 30 Jahren voraus.
Es geht bei der Totalgewinnprognose im Wesentlichen darum, plausibel zu 
machen, dass die Verluste aus der Anlaufphase voraussichtlich durch spä-
tere positive Ergebnisse ausgeglichen werden. Eine Mindesthöhe des Total-
gewinns ist dabei nicht vorgeschrieben.
Auch bei fehlender Gewinnerzielungsabsicht nach einkommensteuerlichen 
Gesichtspunkten kann eine unternehmerische Tätigkeit im Sinne des Um-
satzsteuergesetzes vorliegen, da es in diesen Fällen nicht auf die Gewinn-
erzielungsabsicht, sondern auf die Einnahmeerzielungsabsicht ankommt.

 

Trend 6: Human first – erst kommt der Mensch
Im Moment werden wir so viel mit technischen Themen zugeworfen, dass 
man schnell den Eindruck bekommt, der Mensch könnte komplett über-
flüssig werden. Da beruhigt es doch ein wenig, dass gerade jetzt ein ganz 
neuer Trend in den Blätterwald einzieht. Naturgemäß spielt die Technik bei 
der Digitalisierung eine sehr große Rolle. Viele Unternehmen, die in die-
sem Prozess schon weit fortgeschritten sind, haben aber gemerkt, dass den 
Ausschlag nach wie vor immer noch der Mensch gibt. Experten gehen heu-
te davon aus, dass nur 20 % der Digitalisierung mit Technik gelöst werden 
können. 80 % des Digitalisierungsprozesses spielen sich auf der menschli-
chen Seite ab. Hier geht es insbesondere um einen Kulturwandel im Unter-
nehmen. In digitalen Zeiten ändern sich Führung, Zusammenarbeit im Team 
und die Kommunikation an entscheidenden Stellen.

Verena Bahrig ist Steuerfachangestellte und leitet das Mitarbeiter-
team an unserem Standort Spremberg/Hoyerswerda.

Unser Tipp
Beginnen Sie in Ihrem Unternehmen mit der Kommunikation. 
Schauen Sie sich mit Ihren Mitarbeitern gemeinsam an, wie sich 
Kommunikation in digitalen Zeiten ändert. Dabei besteht die Kunst 
aus unserer Sicht darin, analoge Kommunikationsmittel wie Tele-
fon und das persönliche Gespräch gut mit den digitalen Kommuni-
kationsmitteln wie E-Mail, WhatsApp und weiteren modernen Lö-
sungen zu kombinieren.

Digipedia: Digitale Trends für Sie übersetzt (Fortsetzung)
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Neue Gesichter in der Kanzlei

Maximilian Hoydem – Massen –
hat bei uns seine Ausbildung als Steuerfachangestellter begonnen, nach-
dem er 2016 die 10. Klasse mit der Fachoberschulreife abgeschlossen 
hatte und IT-Soldat bei der Bundeswehr war. Er verstärkt unsere Kanzlei 
unter anderem auf technischem Gebiet.

Stefanie Schiller – Massen –
ist bei Boche & Kollegen gegenwärtig im 2. Ausbildungsjahr 
zur Steuerfachangestellten. Vor Beginn dieser Ausbildung war sie 
im Gastronomiegewerbe als Restaurantfachfrau tätig.

Linda Kirschner – Cottbus –
absolviert bei Boche & Kollegen das erste Ausbildungsjahr 
zur Steuerfachangestellten.

Nicole Gucksch – Massen –
sammelte über 6 Jahre Berufserfahrung im Bereich Controlling und 
Marketing in der Automobilbranche – von Haus aus ist sie Diplom-
Wirtschaftsingenieurin (BA). Nun hat sie bei Boche & Kollegen eine 
Ausbildung zur Steuerfachangestellten aufgenommen.

Linda Hoffmann – Massen –
hat nach ihrer Ausbildung zur Rechtsanwaltsfachangestellten und meh-
reren Jahren praktischer Tätigkeit in diesem Beruf 2019 ein Studium an 
der Universität Potsdam – Betriebswirtschaftslehre und Recht der Wirt-
schaft – mit dem Titel Bachelor of Science abgeschlossen. Sie erstellt bei 
uns überwiegend Jahresabschlüsse und ist in der betriebswirtschaftlichen 
Beratung tätig.
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Unser Leistungsangebot

Der Inhalt ist nach bestem Wissen und dem aktuellen Kenntnisstand erstellt worden. 
Haftung und Gewähr sind ausgeschlossen, diese bleiben der Einzelberatung vor- 
behalten. Bei Beiträgen, die von externen Partnern eingestellt werden, ist ebenfalls 
die Haftung ausgeschlossen.

Redaktionsschluss: 15.11.2019
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Die Informationen für Mandanten und Geschäftspartner erscheinen in unregelmäßigen Abständen. 
Herausgegeben als Gemeinschaftsarbeit der Steuerberatungspraxis Boche & Kollegen PartGmbB.
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Unsere Kanzlei Boche & Kollegen ist zertifiziert nach 
ISO EN 9001:2015 und trägt das Qualitätssiegel des DStV e. V.

03238 Massen
Grenzmühlenstraße 1
T 03531 7917-0
kanzlei@boche.de

03046 Cottbus
Parzellenstraße 13
T 0355 47807-0
info@boche.de

03130 Spremberg
Alexander-Puschkin-Platz 4
T 03563 59353-0  
kanzlei@boche.de

www.boche.de

 - Existenzgründungs- und Existenzfestigungsberatung 
 - Betriebswirtschaftliche Beratung
 - Coaching für Existenzgründer
 - Fördermittelberatung
 - Unternehmenssanierung
 - Strategien zur sicheren Altersvorsorge

 - EDV- und Rechercheunterstützung
 - Qualitätsmanagement
 - Vermögensverwaltung, Hausverwaltung
 - Testamentsvollstreckung, Nachlassverwaltung
 - Betreuung von Vereinen und landwirtschaftlichen Betrieben 

 - Steuerliche Beratung
 - Laufende Steuerdeklaration
 - Unterstützung bei Betriebsprüfungen / Steuerschutz
 - Nachfolgeberatung

Unternehmerische Beratung & Coaching Individuelle Serviceangebote

 - Finanzbuchführung
 - Bilanzierung / Abschlusserstellung
 - Lohn- und Gehaltsabrechnung

Rechnungswesen und Bilanzierung

Steuergestaltung
 - Mandantenzeitschrift „Contakt“ 
 - Seminare und Mandantenveranstaltungen 
 -  Vortragstätigkeit zu steuerlichen Themen 

 bei berufsständischen Vereinigungen

Mandanteninformationen, Seminare, Schulungen

02977 Hoyerswerda
Senftenberger Straße 1
T 03571 459657-0
kanzlei@boche.de

15907 Lübben
Lindenstraße 9
T 03546 179776-0
kanzlei@boche.de

Toni Boche – Fachberater 
für Restrukturierung und 
Unternehmensplanung (DStV e. V.)

Matthias Butt – Fachberater 
für Unternehmensnachfolge
(DStV e. V.)


